Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudesache V/ 3113 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Architektenvertragsmuster 


Als der Deutsche Bundestag mit Gesetz vom 9. September 1965 
neues Urheberrecht schuf, tat er dies im Bewußtsein der Not- 
wendigkeit eines Schutzes der geistigen, künstlerischen Lei- 
stung. Das Urheberrechtsgesetz gibt dementsprechend dem Ur- 
heber sehr weitgehende Rechte und Sicherungen gegen den 
Mißbrauch seines Werkes. Sein Urheberpersönlichkeitsrecht er- 
hält ihm das Recht zur Veröffentlichung auf Anerkennung sei- 
ner Urheberschaft, des Verbotes der Entstellung und anderer 
[Beeinträchtigungen. Umfängliche Verwertungs- und Nutzungs- 
rech Le ermöglichen dem Urheber über das eigentliche Urheber- 
recht hinaus, sinnvollen Gebrauch von seiner geistigen Leistung 
zu machen. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Ist sie der Meinung, daß § 12 des Architektenvertragsmu- 
sters des Bundes vom März 1967 (Ministerialblatt des Bun- 
desministers der Finanzen vom 14. April 1967, Nr. 11, S. 246) 

„12.1. Der Auftraggeber darf die Unterlagen für die im § 1 
genannte Baumaßnahme ohne Mitwirkung des Archi- 
tekten nutzen und ändern; dasselbe gilt auch für das 
Bauwerk. Der Auftraggeber wird den Architekten vor 
wesentlichen Änderungen eines nach dem Urheber- 
recht geschützten Werkes anhören. 

12.2. Der Auftraggeber hat das Recht zu Veröffentlichun- 
gen unter Namensangabe des Architekten. Der Archi- 
tekt bedarf zu Veröffentlichungen der Einwilligung 
des Auftraggebers. 

12.3. 12.1. und 12. 2. gelten auch, wenn das Vertragsver- 

hältnis vorzeitig endet." 

mit dem Geist und dem Wollen dieses Urheberrechtsgesetzes 
im Einklang steht, der dem Architekten pauschal bei allen 
Bauvorhaben des Bundes und der Länder ohne jegliche Ver- 
gütung alle Recht nimmt, die ein Urheberrecht erst sinnvoll 
machen? 
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2. Meint die Bundesregierung nicht auch, daß eine solche Mu- 
stervertragsbestimmung, die z. B. die Bundesvereinigung der 
Kommunalen Spitzenverbände sofort übernommen und noch 
verschärft hat, wenig Respekt vor dem Urheberrechtsgesetz 
und damit vor der geistigen Leistung verrät, auch wenn sie 
die Rechte des Urhebers in juristisch zulässiger Weise ab- 
bedungen haben sollte? 

3. Sollte ein Bundesministerium, dessen Stimme im Bauge- 
schehen Gewicht hat, den anderen öffentlichen Bauherren 
nicht in Respektierung dieser geistigen Leistung des Archi- 
tekten mit gutem Beispiel vorangehen? 


Bonn, den 28. Juni 1968 


Mischnick und Fraktion 
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